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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen e.V. (LAGH) haben sich über 30 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGH arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGH unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGH Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information und Beratung behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen der Behinderten,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage Behinderter und chronisch Kranker dienen,

· Sozialberatung zu allen relevanten Themen für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung,

· Hinweis auf weiterführende Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen,

· enge Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGH gehört zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGH in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· in der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrationsamt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Landespflegeausschuss,

· bei der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in der Arbeitsgruppe “Rahmenvertrag nach SGB XII”,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung behinderter Menschen,

· im Arbeits- und Gesprächskreis Behinderung und Sexualität,

· beim Runden Tisch Behindertenpolitik Bremen,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes.

2. Der Vorstand der LAGH Bremen
Im Rahmen der Mitgliederversammlung der LAGH am 30. Juni 2005 wurde ein neuer Vorstand für drei Jahre gewählt. Der bis zum 30.06.2005 amtierende Vorstand wurde vor den Neuwahlen von der Mitgliederversammlung einstimmig entlastet.

Aus dem Vorstand ausgeschieden ist Herr Meyenschein von der Muskelkranken-Selbsthilfe. Herr Weinert sagte ihm auf der letztjährigen Mitgliederversammlung im Namen des Vorstandes der LAGH herzlichen Dank für die stets konstruktive und engagierte Mitarbeit. Neu in den Vorstand der LAGH wurde Fritz Terveer gewählt. Seit vielen Jahren engagiert sich der Kaufmann im Ruhestand in der Behindertenselbsthilfe unter anderem im Arbeitskreis Bremer Protest und beim Forum Barrierefreies Bremen. Weiterhin ist Herr Terveer Ortsverbandsvorsitzender des Sozialverbandes, Ortsverband Osterholz und Leiter des Ausschusses barrierefreies Umfeld im Sozialverband, Kreis Bremen.

Der auf der Mitgliederversammlung am 30. Juni 2005 gewählte Vorstand der LAGH Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im vergangenen Jahr wieder konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen. 

Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

Matthias Weinert

(1. Vorsitzender)
Gesetzgebung, Beratender Ausschuss beim Integrationsamt



Dieter Stegmann

(2. Vorsitzender)

Bauen, Wohnen, ÖPNV

Andreas Hoops

(Rechnungsführer)
Finanzen, Betreuungsrecht




Patrick George

(Beisitzer)
Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung behinderter Menschen


Jürgen Karbe

(Beisitzer)

Blinde und Sehbehinderte

Fritz Terveer

(Beisitzer)

Forum Barrierefreies Bremen, Internetstadtführer

Lydia Stegmann

(Beisitzerin)
Frauen und Behinderung

Bei Bedarf nehmen Sie bitte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGH auf.

3. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGH
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGH Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche: Nachteilsausgleiche, Behinderung und Schwerbehindertenausweis, Leistungsansprüche, Selbsthilfegruppen, Wohnberatung, Mitarbeit in Verbänden und Vereinen, Arbeit und Beruf, Urlaub sowie die Vermittlung von Rechtsbetreuung. 

Die LAGH ist von Montag bis Donnerstag telefonisch erreichbar von 8.00 - 16.30 Uhr und Freitag von 8.00 - 13.00 Uhr. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -Entwicklung
Mitte 2005 hat sich die Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte in Düsseldorf, unser Dachverband, einen neuen Namen gegeben. Die Mitgliederversammlung votierte mehrheitlich für den Namen: BAG SELBSTHILFE – Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihre Angehörigen e.V. Mit dieser Umbenennung folgte die BAG SELBSTHILFE einer Reihe von anderen LAG’en der Länder, die zuvor durch neue Namensgebungen in den vergangenen Jahren den Selbsthilfe​charakter des jeweiligen Verbandes auf diese Weise auch nach außen unterstrichen.

Der Vorstand der LAGH Bremen nahm die Namensänderung der BAGH zum Anlass, auch in Bremen eine solche Namensänderung auf den Weg zu bringen und der Mitglieder​versammlung im Juni 2006 Vorschläge für eine Umbenennung der LAGH Bremen zur Abstimmung vorzulegen. Den in den 70er Jahren gewählten Namen „Landes​arbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte“ halten wir nicht mehr für zeitgemäß, zumal wir uns der Selbsthilfe und dem selbstbestimmten Leben behinderter Menschen in unserer verbandlichen Ausrichtung und täglichen Arbeit verpflichtet fühlen.

Trotz Kürzungen von Fördermitteln für die LAGH Bremen durch den Senator für Soziales hat sich die LAGH um die Aufrechterhaltung ihrer Informations- und Beratungsleistungen auch im Berichtszeitraum erfolgreich bemüht. Über die Angebote im Beratungsbereich wurde bereits unter Punkt 3 dieses Berichts informiert. Die LAGH erbringt zudem themenübergreifende Informations- und Beratungsleistungen für Menschen mit chronischer Erkrankung und Behinderung im Rahmen entsprechender Publikationen mit sozial- und gesundheitspolitischem Inhalt. Informationsverteilung erfolgt zum einen durch regelmäßig verbreitete Schriften (Selbsthilfe/ Jahresspiegel/ Jahresbericht des Vorstands/ Protokolle des AK Protest/ Einladungen zu den diversen Arbeitskreisen der LAGH, Material für die Protesttage, Dokumentationen der Protesttage). Zum anderen werden sozial- und behindertenpolitische Informationen weitergeleitet durch die Versendung und Bereitstellung von relevanten und nicht periodisch erscheinenden Schriften (Gesetzestexte, Veranstaltungshinweise, Dokumentationen u.s.w.).

Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen konnten wir zudem weiter unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGH weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird.

5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGH Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins geben.

6. arbeitskreise der LAGH Bremen
Die LAGH organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe. 

6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGH Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen". Nach dem Rückzug von Selbstbestimmt Leben Anfang 2004 aus dem AK Protest konnten mit dem Landesverband der Gehörlosen und dem Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz neue Bündnispartner als Mitorganisatoren für die Bremer Protesttage und das Behindertenparlament gefunden werden.

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 13. Bremer Protesttages vom 3.5.2005

· Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung des 13. Bremer Behindertenparlaments am 2.12.2005 anlässlich des Welttages der Behinderten

· Diskussion mit dem Landesbehindertenbeauftragten am 18.10.2005 (das Protokoll der Sitzung kann in Kopie über die Geschäftsstelle der LAGH angefordert werden)

· Vorbereitung und Durchführung des 14. Bremer Protesttages am 4. Mai 2006

6.2 forum barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigt. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGH und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· Fortsetzung der Arbeiten am Internetstadtführer für behinderte Menschen (vgl. Jahresbericht der LAGH Bremen 2004/2005, S.17 ff.)

· Beteiligung des Forums an der Maßnahmenliste „Bremen baut Barrieren ab“

· Protest gegen den nicht barrierefreien Neubau einer Grundschule in Bremen-Borgfeld

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. -träger (z.B. für das Salomons, Bahnhof Oslebshausen, Blaumeier Atelier)

· enge Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeauftragten, der regelmäßig an den Sitzungen des Forums teilnimmt

6.3 Gesprächskreis Behinderung und Sexualität
Der Gesprächskreis „Behinderung und Sexualität“ wurde im August 2002 auf Anregung und unter Leitung der LAGH Bremen gegründet. In diesem Arbeitskreis hat man sich in den vergangenen Jahren in unterschiedlicher Weise (Vorträge, Diskussionen) über verschiedene Inhalte zum Thema Behinderung und Sexualität ausgetauscht.

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:
Zu einem Filmabend lud der Gesprächskreis Behinderung und Sexualität am Montag, den 3. April in der Zeit von 17.00-19.00 Uhr ein. Veranstaltungsort war die Friedensgemeinde in der Humboldtstraße. Gezeigt wurden die Filme Verrückt nach Dir (ca. 25 Min.) und Sexualität mit Behinderung (ca. 27 Min.). Der erste Film ist ein Bericht über das Leben der contergangeschädigten Claudia Bach. Beim zweiten Beitrag handelt es sich um eine Dokumentation des TV-Senders N24, die zeigt, wie Menschen mit Behinderungen ein erfülltes Sexual- und Liebesleben führen können. Im Anschluss an die Filme wurde intensiv über das Gesehene diskutiert und sich ausgetauscht über eigene Erfahrungshintergründe.

Derartige Filmabende sollen künftig mit weiteren Dokumentationen und Filmen zum Thema Behinderung und Sexualität fortgesetzt werden.

7. Projekte und Kooperationen

7.1 Maßnahmenliste „Bremen baut Barrieren ab“
Die Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen e.V. und der Verein SelbstBestimmt Leben e.V. sind vom Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales (SAFGJS) beauftragt worden mit der Erstellung einer Liste 

· von Orten im öffentlichen Raum der Stadtgemeinde Bremen (öffentliche Straßen und öffentliche Plätze im Sinne der §§ 1,2 BremLStr.G) und
· öffentlich zugänglichen Gebäuden im Sinne von § 53 LBO, die zusätzlich in den Geltungsbereich des BremBGG fallen,
die nicht als weitgehend barrierefrei zu bezeichnen sind und bei denen die barrierefreie Gestaltung im besonderen öffentlichen Interesse steht.

Orte im öffentlichen Raum bzw. Gebäude sollten in diesem Zusammenhang dann als nicht weitgehend barrierefrei gelten,

· wenn sie nicht den Mussvorschriften der DIN 18024 Teil 1 bzw. Teil 2 entsprechen oder
· wenn unabhängig davon, ob die Mussvorschriften der DIN 18024 Teil 1 bzw. Teil 2 erfüllt sind, aus Sicht behinderter Menschen dennoch gravierende Mängel hinsichtlich der Zugänglichkeit bzw. der Nutzbarkeit der Orte bestehen.
Besonderes öffentliches Interesse wurde dann vermutet, wenn die vorgeschlagenen Maßnahmen geeignet sind, einen Beitrag zur gleichberechtigten Teilhabe von behinderten Menschen am Leben in der Gemeinschaft und damit zur Umsetzung von Artikel 2 Absatz 3 Bremische Landesverfassung zu leisten.

Bei der Beurteilung, ob ein besonderes öffentliches Interesse an der Durchführung einer Maßnahme besteht, sollten folgende Kriterien besonders berücksichtigt werden:

· Liegen Barrieren vor, die behinderten Menschen oder bestimmten Gruppen von behinderten Menschen die Nutzung des Ortes in besonderer Weise erschweren oder sogar unmöglich machen?
· Sind von dieser Barriere (z.B. aufgrund der Lage oder der Funktion des Ortes) besonders viele behinderte Menschen betroffen?

· Ist davon auszugehen, dass von der Durchführung der Maßnahmen auch nicht behinderte Menschen in erheblichem Ausmaß profitieren?
· Liegt an dem Ort eine Situation vor, die als beispielhaft für viele andere kritische Orte innerhalb Bremens gelten kann?
Der seit Dezember 2005 (Bearbeitungszeitraum Juni-November 2005) vorliegende Bericht dokumentiert die o. g. Vorschlagsliste mit baulichen Maßnahmen zum weiteren Abbau von Barrieren in der Stadtgemeinde Bremen sowie die Arbeitsschritte, in denen diese Liste erstellt wurde. 

Die Liste
 enthält auftragsgemäß i. d. R. für jeden dort aufgeführten Ort bzw. jedes aufgeführte Gebäude folgende Angaben:

1. genaue Bezeichnung der räumlichen Lage der festgestellten Barrieren

2. genaue Bezeichnung der festgestellten Barrieren

3. genaue Bezeichnung der Barrieren, deren Behebung von besonderem öffentlichen
            Interesse ist mit Begründung dieses Interesses

4. Beschreibung von geeigneten Maßnahmen zur Behebung der unter Punkt 3 ge-
            nannten Barrieren

5. Bewertung der Dringlichkeit der unter Punkt 4 genannten Maßnahmen

6. Kostenschätzung der unter Punkt 4 genannten Maßnahmen

Die Liste mit 48 Maßnahmen ist nicht, wie zunächst beabsichtigt, eine Prioritätenliste geworden, die von der laufenden Nummer 1 bis zur Nummer 48 Schritt für Schritt abzuarbeiten wäre. Nach Auswertung der Umfrage unter Menschen mit Behinderung zeigte sich, dass eine Prioritätensetzung der Maßnahmen dem Ansatz und der Umsetzung der barrierefreien Aufwertung vorhandener öffentlicher Infrastruktur nicht gerecht werden würde. So ist zur Auflistung der Maßnahmen zu vermerken, dass die Maßnahmen, die von besonderem öffentlichem Interesse sind, an den Anfang der Liste gestellt worden sind. Alle weiteren Maßnahmen stehen gleichberechtigt und viele stellvertretend für ähnliche Situationen, die in der Umfrage genannt wurden, aber wegen der Vielzahl nicht alle in die Maßnahmenliste mit aufgenommen werden konnten.

Während der Projektdurchführung stellte sich außerdem heraus, dass für einige Maßnahmenvorschläge eine seriöse Kostenschätzung nicht möglich ist; in Absprache mit dem Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales wurde in diesen Fällen auf eine Kostenschätzung verzichtet.

7.2. Internet-Stadtführer für Mobilitätsbehinderte
Im letzten Jahresbericht stellten wir ausführlich das Projekt Internetstadtführer für Mobilitätsbehinderte vor. Die Kooperationspartner des Bremer Internetstadtführer-Projektes – LAGH und SL – haben die Arbeiten an der Online-Datenbank im Berichtszeitraum fortgeführt. So konnten mit Projektmitteln des Senators für Soziales weitere öffentliche Gebäude (zum Beispiel die Sozialzentren) hinsichtlich ihrer barrierefreien Zugänglichkeit erhoben werden.

7.3. Dreizehntes Bremer Behindertenparlament
Im Rahmen des "Welttages der Behinderten" veranstaltete der Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen Anfang Dezember 2005 das 13. Bremer Behindertenparlament. Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen und tagt seit über zehn Jahren einmal monatlich. Die Organisation des Behindertenparlaments übernahm traditionell die Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen (LAGH) in Zusammenarbeit mit weiteren Verbänden der Behindertenselbsthilfe.

Ein hohes und volles Haus erwartete die Teilnehmer, Gäste und Zuhörer des Behindertenparlaments am 2. Dezember im Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft. In diesem Jahr kamen so viele Behindertenparlamentarier wie nie zuvor. Geleitet wurde die Sitzung von der Rollstuhlfahrerin Kassandra Ruhm, die ihren erhöhten Präsidiumsplatz dank einer durchdachten baulichen Lösung von der Werkstatt Bremen ohne fremde Hilfe erreichen konnte. Beim Umbau der Bürgerschaft vor zwei Jahren sahen Verantwortliche des Hauses keine Möglichkeit, hier Barrierefreiheit herzustellen.

Volle Zuschauerränge rahmten jenen Ort, wo sonst landespolitische Entscheidungen von den Bürgerschaftsabgeordneten getroffen werden. Zu den Gästen aus diesen Reihen zählten Sozialsenatorin Karin Röpke (SPD), Parlamentspräsident Christian Weber (SPD), Margitta Schmidtke (SPD), Karl Uwe Oppermann (CDU), Dirk Schmidtmann (Bündnis 90/ Die Grü​nen) und der ehemalige Bremer Bürgermeister Hans Koschnick (SPD). Letzterer war der Schirmherr des 13. Behindertenparlaments und erfreute die Anwesenden mit einer zuweilen sehr launigen Rede. Der inzwischen altersweise und offensichtlich von mo​bilitätseinschränkenden Rückenschmerzen geplagte Schirmherr räumte ein, in seiner politisch aktiven Zeit durchaus Fehler in Fragen der Barrierefreiheit und Behindertenpolitik begangen zu haben. Mit zunehmendem Alter und Gebrechen würde er nun spüren, welche Barrieren der Alltag für Menschen mit Behinderung bereit hält. Und so erklärte der Altbür​germeister, er werde sich engagieren für die Belange von behinderten Menschen. „Wir brauchen Gleichstellung für Alle! Alles andere ist Mist“. In Richtung Behindertenbeauftragter mahnte er, nicht nur zu bitten, sondern zu fordern, denn „Sanftmut bringt uns um“.

Dr. Joachim Steinbrück, der 1. Landesbehindertenbeauftragte Bremens, zeigte sich in seiner anschließenden Rede dann auch wenig sanftmütig, indem er aufzeigte, mit welchen Män​geln Behindertenpolitik im Lande Bremen behaftet ist. Beispielhaft herauszustreichen ist hier die Situation eines neu angemieteten Gebäudes für ein Sozialamt, dessen Fahrstuhl von Menschen mit Elektro-Rollstuhl nicht genutzt werden kann. Rollstuhlfahrer in einem extra eingerichteten Raum im Erdgeschoss des betreffenden Sozialamts abzufertigen, dürfe nicht das Ergebnis jahrzehntelangen Kampfes um gleichberechtigte Teilhabe sein. Aus seiner täglichen Arbeit berichtete Steinbrück weiter von einer behinderten Frau, die in einer betreuten Einrichtung lebt. Die Frau müsse auf ihren Lieblingssessel verzichten, da das Möbelstück die Putzfrau bei ihrer Arbeit stört. Steinbrück machte in diesem Zusammenhang deutlich, dass viele behinderte Menschen noch weit von einem selbst bestimmten Leben entfernt seien.

Sozialsenatorin Karin Röpke zeigte in ihrem folgenden Redebeitrag wenig aussichtsreiche Perspektiven auf, wiewohl sie erklärte, sich auf die Zusammenarbeit mit dem Landesbehindertenbeauftragten zu freuen. Weniger erfreulich jedoch ihr alljährlicher Verweis auf die wirtschaftliche Situation des Landes: „Bremen ist Haushaltsnotlageland.“

Unter großem Applaus regte eine Behindertenparlamentarierin an, dass verantwortliche Politiker einmal unter solchen Beschränkungen leben sollten, wie behinderte Menschen dies tun, die beispielsweise nur einmal alle paar Wochen mit Begleitung in die Stadt gehen können.

Es folgten Berichte von den Arbeitsgruppen des Bremer Protesttages vom 3. Mai 2005 und der Tagesordnungspunkt Beschlussvorschläge der Behindertenparlamentarier sowie die Aktuelle Stunde unter dem Motto „Teilhabe für alle ist doch selbstverständlich – Handeln statt reden“. Vertreter verschiedener Fraktionen stellten ihre Forderungen vor, über die dann debattiert und abgestimmt wurde. Darunter ein Diskussionsbeitrag von einem Vertreter der Lebenshilfe Bremen. Andreas Hoops kritisierte scharf eine Bremer Verwaltungsanweisung, wonach Menschen mit geistiger Behinderung nur dann vom Elternhaus in eine betreute Wohnform wechseln dürfen, wenn das erwachsene Kind über 25 Jahre alt ist und eine familiäre Notlage besteht. Hoops bewertete diese Verwaltungsanweisung als Rechtsbeugung und forderte eindrücklich, dass „der Haushalt Bremens nicht unter Missachtung der Rechtsansprüche behinderter Menschen saniert werden darf“. Der weitere Redner Dieter Stegmann von der LAGH Bremen forderte den Senat auf, keine weiteren Verstöße gegen das Gleich​stellungsgesetz und die Landesbauordnung zu begehen. Erst jüngst kam es zu einem Schulneubau, dessen zweite Etage für mobilitätsbehinderte Lehrer, Schüler und Eltern nicht zugänglich ist.

Alle insgesamt acht Beschlussvorschläge der Fraktionen behinderter Menschen erhielten die Zustimmung der Mehrheit des Behindertenparlaments. Auf Anregung der Präsidentin sind sie mit der Aufforderung an die zuständigen Politiker und Verwaltungsvertreter versehen, sich mit einer Stellungnahme zu den Forderungen bis Ende März 2006 an die LAGH Bremen zu wenden.

Der letzte Redebeitrag des Tages kam vom 1. Vorsitzenden der LAGH, Matthias Weinert. Er rief noch einmal mahnend die Worte von Hans Koschnick mit Blick auf zukünftiges behindertenpolitischen Engagement in Erinnerung: „Sanftmut bringt uns um!“

Alle Dokumente des Behindertenparlaments wie beispielsweise die Beschlussvorschläge und Redebeiträge der Behindertenparlamentarier sind in einer Dokumentation zusammenge​fasst.

7.4. Mitarbeit in der Sozialdeputation
Seit vielen Jahren ist die LAGH Bremen anerkannter und ständiger Gast in der staatlichen (mit Bremerhaven) und städtischen (nur Bremen) Deputation für Jugend, Soziales, Senioren und Ausländerintegration. In der Deputation werden alle wichtigen Maßnahmen, Gesetze und Verordnungen, aber auch die finanziellen Rahmenbedingungen für alle Maßnahmen, die diesen Ressortbereich betreffen, erstmals öffentlich beraten und entschieden.

Der Gaststatus der LAGH Bremen in der Deputation bedeutet, dass wir bei jeder Sitzung anwesend sind und beratend mitreden, aber nicht mit abstimmen dürfen.

Gleichwohl gelangen wir auf diesem Wege oftmals frühzeitig an Informationen über Maßnahmen und Entwicklungen, die Menschen mit Behinderungen in vielen Lebensbereichen – von der Frühförderung bis hin zur Versorgung im Alter - in vielfältigen sozialen Beziehungen betreffen können.

Einige Themen der Sozialdeputation im Jahr 2005 waren:

· Die Finanzierung der Geschäftsstelle der LAGH Bremen

· Die finanzielle Unterstützung des Bremer Protesttages gegen Diskriminierung und für die Gleichstellung behinderter Menschen

· Die Beratung über Rechtsverordnungen zum Bremischen Landesgleichstellungsgesetz

· Geplante Kürzungen im Bereich der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen

· Der strukturelle Umbau der Versorgung behinderter Kinder in der Frühförderung und im Vorschulalter (Kindergarten)

Mit vielen Maßnahmen sind wir aus der Sicht behinderter Menschen nicht einverstanden, manches können wir im Diskussionsprozess verändern, vieles leider aber auch nicht verhindern.

Trotzdem lohnt sich der Einsatz, den unser Vorstandsmitglied Dieter Stegmann dort seit einigen Jahren leistet. Jüngstes Beispiel sind beabsichtigte Kürzungen bei der Härtefallregelung beim „Sonderfahrdienst für behinderte Menschen“. Durch unsere Einflussnahme und auch mit Hilfe des Landesbehindertenbeauftragten konnte zunächst erreicht werden, dass dieser Punkt nicht beraten und beschlossen wurde. Nun werden wir durch Gespräche und Aktionen zu erreichen versuchen, die bestehende Regelung mindestens im bisherigen Umfang zu erhalten.

7.5 Dritter Barrierefreier GOttesdienst in der friedensgemeinde

Am 11. September 2005 fand bereits zum 3. Mal der Barrierefreie Gottesdienst in der Friedenskirche statt, an dem u.a. die LAGH, der Landesverband der Gehörlosen und der Blinden- und Sehbehindertenverein beteiligt waren. Das Motto des diesjährigen Gottesdienstes lautete „Wie ich bin!“ und sollte zum Ausdruck bringen, dass es egal ist, in welcher körperlichen, geistigen oder psychischen Verfassung man ist; vor Gott sind alle Menschen gleich und niemand wird bevorzugt behandelt. Bei dieser verstandenen Gelassenheit kann man auch einmal entspannt an einem Gottesdienst teilnehmen, ohne die vielleicht ständig aufkeimenden Gedanken auf andere störend zu wirken oder als nicht konform zu gelten. 

Henry Meyer und Pastor Bernd Klingbeil-Jahr führten durch den Gottesdienst, welcher musikalisch wieder von der Schola der St.Marien-Gemeinde unter der Leitung von Patrick George mitgestaltet wurde.

Die Theatergruppe Pschyrembel spielte 2 Szenen aus ihrem aktuellen Stück „Heimatruh“. Der „Tango-Monolog“ und „Huhu, da bin ich!“ waren sowohl humorvoll als auch teils anstößig, da z.B. das Tabuthema Behinderte und Sexualität sehr reizvoll verarbeitet wurde. 

Die Ausrichter des Barrierefreien Gottesdienstes waren mit der Resonanz sehr zufrieden und freuen sich auf eine weitere Durchführung im kommenden Jahr. 

7.6 LAGH Bremen auch in 2005/2006 Regionalpartner der Aktion Mensch
Seit nunmehr bald drei Jahren ist die LAGH der Regionalpartner in Bremen der Aktion Mensch e.V. für den „Familienratgeber“ (www.familienratgeber.de). Der Familienratgeber ist eine Internet-Informationsplattform für Menschen mit Behinderungen und ihrer Angehörigen sowie die sie betreuenden und beratenden Stellen. 

Mittlerweile gibt es schon über 320 Eintragungen zu 14 verschiedenen Themen für Bremen und Umgebung. Die Datenpflege des Familienratgebers hat Frau Ellen Uebigau übernommen. Vereine und Institutionen können natürlich auch eigenständig ihr Angebot auf der Internetseite www.familienratgeber.de eingeben. Für Fragen und Anregungen steht Ihnen Frau Uebigau zur Verfügung. Sie können sie über die Geschäftsstelle der LAGH erreichen.

Die Themenvielfalt des Familienratgebers ist sehr groß und schließt alle Lebensbereiche mit ein. So können sich z.B. Eltern einen ersten Überblick verschaffen, wenn sie für ihr Kind in ihrem Stadtteil einen integrativen Spielkreis suchen. Menschen mit Behinderung können sich informieren, welche Arbeitsmöglichkeiten es in der Stadt gibt oder wer sie beim Umbau zu einer behindertengerechten Wohnung unterstützt.

Angestellte von Einrichtungen der Behindertenhilfe und -selbsthilfe finden im Familienratgeber zudem Adressen für Weiterbildungsangebote zu unterschiedlichen Themen wie Geschwisterkinder, Sexualpädagogik oder Lebensbegleitung beim Sterben.

7.7 Protestveranstaltung zu Kürzungen beim sonderfahrdienst
Im Jahr 1977 wurde im Rahmen eines Modellversuchs in Bremen der sogenannte „Sonderfahrdienst“ eingeführt. Dies geschah zu einem Zeitpunkt, als die öffentlichen Verkehrsmittel für Rollstuhlfahrer noch vollkommen unzugänglich waren. Die Leistungen des Sonderfahrdienstes - anfangs wöchentlich 3 Hin- und Rückfahrten mit einem Spezialfahrzeug - ermöglichten betroffenen Rollifahrern endlich, das direkte Wohnumfeld zu verlassen und sich in andere Teile der Stadt zu Freunden, Bekannten oder öffentlichen Veranstaltungen zu begeben. Die Zahl der Nutzerinnen und Nutzer stieg kontinuierlich an und damit auch die Kos​ten. 1981 dann – im UN Jahr der Behinderten – plante die SPD-Landesregierung drastische Kürzungen beim Sonderfahrdienst. Aus Protest ketteten sich 4 Mitglieder der Bremer Krüppelgruppe in der Bürgerschaft an und traten in den Hungerstreik. Dies sorgte bundesweit für großes Aufsehen und führte letztlich zur Rücknahme der geplanten Kürzungen. 

Genau 25 Jahre später steht der Sonderfahrdienst in Bremen wieder auf dem Spiel. Im Februar 2006 überraschte das Sozialressort mit einer Deputationsvorlage, wonach die im Laufe der letzten Jahrzehnte ohnehin zusammengeschmolzenen Leistungen des Sonderfahrdienstes noch weiter gekürzt werden sollten. Die Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen und Selbstbestimmt Leben organisierten in Kooperation mit dem Werkstattrat der Werkstatt Bremen eilig Ende März eine „Anhörung“ bzw. Protestveranstaltung unter Beteiligung von Betroffenen und verantwortlichen Politikern.

Hintergrund der Kürzungs-Bestrebungen von Sozialsenatorin Karin Röpke (SPD) sind die steigenden Nutzerzahlen, wodurch der Haushaltsanschlag für den Sonderfahrdienst von 547.000 Euro um ca. 180.000 Euro im Jahr 2005 überschritten wurde. Bislang erhalten nur noch sogenannte Härtefälle einen Gutschein für eine Hin- und Rückfahrt pro Woche, nachdem im Jahr 2004 die inzwischen auf 51 € pro Monat eingedampfte Pauschale ganz gestrichen wurde. Als Härtefälle gelten jene Mobilitätsbehinderte, die aufgrund der Größe und/ oder Gewichts ihres Rollstuhls den inzwischen weitgehend barrierefreien ÖPNV in Bremen nicht nutzen können. Hierbei handelt es sich um eine freiwillige sowie einkommens- und vermögensunabhängige Leistung der Stadt Bremen, die von ca. 300 Teilnehmern in Anspruch genommen wird. Zum Vergleich: ursprünglich nutzten 2000 Menschen den Sonderfahrdienst, inzwischen sind fast 90 Prozent auf den barrierefreien ÖPNV umgestiegen.

In der Kantine der Betriebsstätte Buntentorsteinweg der Werkstatt Bremen erschienen Ende März mehrheitlich Bewohner von Einrichtungen und machten ihrem Ärger über die geplan​ten Kürzungen Luft. Nach Plänen des Sozialressorts sollen Heimbewohner aus der Härtefallregelung herausgenommen werden. Immerhin stellen sie 50% der Nutzer. Weitere Einsparpotenziale laut Sozialressort: Einführung der Prüfung von Einkommen und Ver​mögen, Umstellung von Wertgutscheinen auf monatliche Geldpauschalen von 120 Euro bzw. 160 Euro. Die höhere Summe soll gezahlt werden, wenn besondere Hilfestellung im Rahmen der Fahrt notwendig ist. Begrenzung auf durchschnittlich 96 statt bisher 104 Fahrten im Jahr, Begrenzung der Kosten auf ca. 30 Euro pro Einzelfahrt.

Zu Beginn der Anhörung führte Horst Frehe in die wechselvolle Geschichte des Sonderfahrdienstes seit seinen Anfängen ein. Frehe gehörte 1981 zu jenen vier Mitgliedern der Bremer Krüppelgruppe, die sich am Treppenaufgang zum Plenarsaal der Bürgerschaft anketteten und in den Hungerstreik traten. Während seiner engagierten Rede und mit Blick auf die Streichung der Leistung für Heimbewohner stellte er in Richtung Politik die Frage: „Dürfen zukünftig behinderte Menschen das Heim nur noch im Pulk verlassen?“ Die beabsichtigte Kürzung des Fahrdienstes kritisierte er als unanständig und gab seiner Hoffnung Ausdruck, dass die anwesenden Politiker den Anstand haben mögen, sich davon zu distanzieren.

Vertreter der Regierungskoalition von SPD und CDU sowie von der Opposition Bündnis 90/ Die Grünen bekamen dann den Unmut der Fahrdienstnutzerinnen und -nutzer zu spüren, indem sie anschaulich auf die Notwendigkeit der Leistung aufmerksam machten. Ein Teilnehmer fragte: „Soll ich in Zukunft den ganzen Tag die Wand anstarren?“ Ein anderer stellte fest: Ich habe Freunde am anderen Ende der Stadt. Ohne den Sonderfahrdienst kann ich die nicht mehr besuchen oder mal ins Kino fahren.“ Viele Heimbewohner machten zudem noch mal deutlich, dass sie mit ihren teilweise übergroßen Rollstühlen die mit fahrzeuggebunde​nen Einstiegshilfen ausgestatteten Busse und Bahnen einfach nicht nutzen können. Dieter Stegmann rief den Politikern die Bremische Landesverfassung in Erinnerung. „Die Stadt wolle doch die gleichberechtigte Teilnahme behinderter Menschen am Leben in der Gemeinschaft fördern. Das Gegenteil ist jedoch der Fall.“ Der Landesbehindertenbeauftragte Joachim Steinbrück kritisierte, dass der haushaltspolitischen Begründung bei der Kürzungsvorlage keine Abschätzung der sozialen Folgen der geplanten Einschränkungen beim Sonderfahrdienst gegenübergestellt worden seien.

Die Mitglieder der Bremischen Bürgerschaft Karl Uwe Oppermann (CDU) und Edith Wangenheim (SPD) zeigten sich beeindruckt und erklärten, sich in ihren Parteien dafür einsetzen zu wollen, die Kürzungsabsichten noch einmal zu beraten. Weiterhin sagten sie zu, sich für eine Anhörung behinderter Menschen in der Sozialdeputation, dem beschlussfassenden, politischen Gremium, einsetzen zu wollen. Hierfür gaben die Teilnehmer der Protestver​anstaltung den Politikern eine einstimmig verabschiedete Resolution mit auf den Weg. Darin heißt es unter anderem: 

„Der Fahrdienst für Behinderte stellt ein minimales Angebot dar, Menschen mit schweren Mobilitätseinschränkungen die Möglichkeit zu eröffnen, wenigstens einmal pro Woche am Leben in der Gesellschaft teilzunehmen. Diejenigen, die wegen ihrer Behinderung von der Nutzung des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) ausgeschlossen sind, sind auf die Beförderung mit Spezialfahrzeugen oder Taxen angewiesen, um ihren Zielort zu erreichen. Dieser minimale Anspruch von 26 Fahrgutscheinen im Vierteljahr als Härtefallregelung stellt ein Bürgerrecht dar, das nicht weiter eingeschränkt werden darf. Eine Gesellschaft, die den Anspruch erhebt, behinderte Menschen nicht auszugrenzen, darf dieses Bürgerrecht nicht noch weiter einschränken!“

Zwar kam es im April (noch) nicht zu der angekündigten Anhörung in der Sozialdeputation, doch wurde das Thema wenigstens wegen weiterem Beratungsbedarf von der Tagesord​nung genommen. Ein Teilerfolg, auf dem wir uns aber nicht ausruhen werden.

7.8 Vierzehnter Bremer Protesttag am 4. Mai 2006

Am Donnerstag, den 4. Mai 2006 fand in der Friedensgemeinde der 14. Bremer Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen statt. Der Arbeitskreis Bremer Protest hatte sich in diesem Jahr für das Motto entschieden: 
Der Protesttag tanzt ... 
...gegen Diskriminierung behinderter Menschen!!!
Auf den Vorbereitungssitzungen herrschte Einigkeit darüber, einmal einen Protesttag zu organisieren, der nicht nur die politische Arbeit in den Vordergrund stellt, sondern auch kulturelle und musikalische Bestandteile beinhaltet. Damit verbunden war unter anderem das Ziel, einen noch breiteren Kreis von Interessierten anzusprechen, um sich an den Aktionen im Rahmen des Protesttages zu beteiligen. Weiterer Anlass für die Titelwahl des Protesttages waren zudem die Erfolge der vergangenen Jahre, zu denen beispielsweise die Verabschiedung eines Landesgleichstellungsgesetzes und zuletzt die Einsetzung eines Behindertenbeauftragten gehören.

Bald 10 Jahre forderte der Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen beharrlich die Einsetzung eines Behindertenbeauftragten. Der Gedanke der rechtlichen Gleichstellung von Menschen mit Behinderung in Form von Landesgleichstellungsgesetzen hat seinen Ursprung im Jahr 1996. Damals legte der Arbeitskreis Bremer Protest den bundesweit ersten und viel beachteten Entwurf für ein Landesgleichstellungsgesetz vor. Integraler Bestandteil des Gesetzentwurfes schon damals: ein Beauftragter für die Belange behinderter Menschen. Nach vielen Jahren des Kampfes um einen solchen Beauftragten hatte der Senat im Juni 2005 endlich der Einsetzung von Dr. Joachim Steinbrück als Landesbehindertenbeauftragter zugestimmt. Dr. Steinbrück hat sein Amt am 1. Juli 2005 angetreten. 

Doch ein Ende des Ringens um gleichberechtigte Teilhabe behinderter Menschen am Leben in der Gesellschaft ist noch lange nicht in Sicht. Am 4. Mai 2006 wurde deswegen der behindertenpolitische Diskurs in Bremen im Rahmen des 14. Bremer Protesttages auf unterschiedlichen Ebenen fortgeführt. Zentraler Veranstaltungsort war - wie in den vergangenen Jahren - die Friedensgemeinde.

In deren Kirche begrüßte der Moderator Ralf Taube - begleitet von Gebärdensprachdolmetscherinnen - die ca. 400 Anwesenden und erläuterte die vielfältigen Angebote des Tages. Eines davon: Die Leichte-Sprache-Show von Selbstbestimmt Leben und dem Büro für Leichte Sprache der Lebenshilfe Bremen. Petra Schneider von der Lebenshilfe und Wilhelm Winkelmeier von SL brachten den Anwesenden das Thema „Leichte Sprache“ auf amüsante Weise näher. Kandidaten erhielten Aufgaben, zum Beispiel „schwer formulierte Sprichwörter“ in eine verständliche bzw. bekannte Sprache zu übersetzen oder Begriffe wie „Widerspruch“ (gegen einen Bescheid) und „Einzugsermächtigung“ in möglichst leichter Sprache zu erklären. Dabei wurden die Ergebnisse von einer Jury bewertet und mit Punkten belohnt. Am Ende gab es für die Kandidaten Preise. Dazu gehörten u.a. ein Beratungsgutschein und ein Wörterbuch zum Thema Leichte Sprache. Wie bei einer richtigen Show gab es auch musikalische Einlagen. Unter großem Beifall führte das Ensemble von Blaumeier Ausschnitte aus seinem aktuellen Stück „Carmen“ vor und die Tanzgruppe der Werkstatt Bremen trat erstmals mit ihrem Repertoire an die Öffentlichkeit. An der Veranstaltung des Vormittags nahmen auch Sozialsenatorin Karin Röpke (SPD) sowie die sozialpolitischen Sprecher der Bürgerschaftsfraktionen Dr. Joachim Schuster (SPD) und Dirk Schmidtmann (Bündnis 90/ Die Grünen) teil.

Parallel zur Show tagten im Kaminsaal die Arbeitsgruppe von Friedehorst und im Großen Saal die von Kassandra Ruhm. Letztere hatte ihre Veranstaltung mit dem Titel versehen: „Protest sichtbar machen!“ Hier standen den Teilnehmern zahlreiche Materialien, Farben und Assistenten zur Verfügung, um Forderungen in Form von Transparenten, Demohüten, Spruchbändern oder Sandwiches sichtbar für die Öffentlichkeit zu gestalten. Mit Hilfe dieses optisch gestalteten Protestes wurde der spätere Demozug um ein vielfaches bunter. Die Arbeitsgruppe von Friedehorst um Karl Kahlau beschäftigte sich im Rahmen des Gesprächskreises „Gegen Kürzungen in der Behindertenhilfe“ mit der jüngst beschlossenen Einigung zwischen Wohlfahrt und dem Sozialressort. Diese Einigung sieht eine Absenkung um 8 Prozent des Ausgangsbudgets im Laufe der kommenden 5 Jahre vor. In einer Presseerklärung der Verhandlungspartner zur Einigung über die Kürzungen hierzu hieß es jüngst: Der Tiger sei durch den brennenden Reifen gesprungen. Dagegen titelten betroffene Heimbewohner auf einem Transparent am 4. Mai: „Durch den brennenden Reifen springen wir nicht!“ Und der Landesbehindertenbeauftragte erklärte gegenüber der anwesenden Presse mit Blick auf die Rahmenbedingungen für behinderte Menschen: „Der Tiger kann nicht mehr springen. Er kann nur noch unterm Reifen durchschleichen“.

Nach dem Ende der Leichte-Sprache-Show boten sich ab mittags weitere Veranstaltungsteile für Interessierte. Dazu gehörten:

· Speakers Corner (von Henry Meier)

· Gesprächsgruppe „Behindertenpolitische Schweinereien, Teil II“ (von Matthias Weinert, LAGH Bremen)

· „Alltägliche Diskriminierungen“ – Erfahrungsaustausch mit dem Landesbehindertenbeauftragten Dr. Joachim Steinbrück

· Lesung der Zeitungsinitiative Irrtu(r)m

· Kreativgruppe und Videocamp von Friedehorst

· Fundgrube und Kontaktbörse vom Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz.

Anschließend erläuterten die Leiter der einzelnen Arbeitsgruppen während einer Pressekonferenz den Vertretern der schreibenden Zunft die aktuellen behindertenpolitischen Forderungen. Am Abend sendete Radio Bremen Fernsehen zwei Beiträge zum Protesttag.

Um 14 Uhr läuteten dann die Glocken der Kirche zum Sammeln für die Demo durch die Innenstadt. Dieses Jahr führte der Weg bei strahlendem Sonnenschein wieder über die Humboldtstraße, Auf den Häfen, Rembertiring, Breitenweg und dann zum Bahnhofsvorplatz. Zwischen Hauptbahnhof und dem Sitz des Sozialressorts stoppte der ca. 600 Menschen umfassende Demozug für eine Zwischenkundgebung. Dort machte Dieter Stegmann von der LAGH Bremen neben anderen Rednern auf die jüngsten behindertenpolitischen Schweinereien noch einmal in aller Deutlichkeit aufmerksam. Die Folge der Kürzungen für Heimbewohner seien: „Weniger Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft, weniger Lebensqualität, weniger Außenkontakte, weniger Personal und damit weniger persönliche Zuwendung bei allen alten und behinderten Menschen.“ Mit Blick auf die aktuellen Kürzungspläne bei der Härtefallregelung im Sonderfahrdienst mahnte Stegmann weiter: „Dies ist menschlich und politisch unanständig und darf in Zukunft nicht wiederholt werden.“

Unter der Leitung von Kassandra Ruhm bewegte sich der Demozug weiter Richtung Marktplatz, wo gegen 16 Uhr die Schlusskundgebung stattfand. Auch hier sprachen wieder eine Reihe von Vertretern der Behindertenhilfe und -selbsthilfe und trugen Ihre Forderungen lautstark in die Öffentlichkeit.

Frei nach Fritz Walter: Nach dem Protesttag ist vor dem Protesttag und ein Behindertenparlament dauert 120 Minuten. Letzteres findet in diesem Jahr am 1. Dezember 2006 im Haus der Bremischen Bürgerschaft statt. Bis dahin werden die einzelnen Arbeitsgruppen die Ergebnisse ihrer Beratungen vom 4. Mai aufarbeiten und in Form von Beschlussvorschlägen dem Behindertenparlament zur Abstimmung vorlegen. Ziel ist es, anschließend die Bürgerschaftsfraktionen aufzufordern, sich mit den abgestimmten Forderungen behinderter Menschen auseinanderzusetzen und sich für deren Umsetzung politisch stark zu machen. Und im Mai 2007 werden wir wohl (leider) keinen Grund haben, den 15. Bremer Protesttag gegen Diskriminierung behinderter Menschen nicht durchzuführen. Wie gesagt: Nach dem Protesttag ist vor dem Protesttag.

8. Landesgleichstellungsgesetz (LGG)
8.1 Erfolgreicher Kampf um einen Landesbehindertenbeauftragten
Bald 10 Jahre forderte der Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen - getragen von der Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte - beharrlich die Einsetzung eines Behindertenbeauftragten. Der Gedanke der rechtlichen Gleichstellung von Menschen mit Behinderung in Form von Landesgleich​stellungsgesetzen hat seinen Ursprung im Jahr 1996. Damals legte der Arbeitskreis Bremer Protest den bundesweit ersten und viel beachteten Entwurf für ein Landesgleich​stellungsgesetz vor. Integraler Bestandteil des Gesetzentwurfes schon damals: ein Beauftragter für die Belange behinderter Menschen. Nach vielen Jahren des Kampfes um einen solchen Beauftragten hat der Senat im Juni 2005 endlich der Einsetzung von Dr. Joachim Steinbrück als Landesbehindertenbeauftragter zugestimmt. Dr. Steinbrück hat sein Amt am 1. Juli 2005 angetreten. 

Im Rahmen eines Interviews mit der LAGH Bremen äußerte sich Dr. Steinbrück zur Zusammenarbeit mit der Behindertenselbsthilfe folgendermaßen: „Ich bin überzeugt, dass wir eine Verschlechterung der Lebenssituation behinderter Menschen nur verhindern können, wenn es zu einer engen Zusammenarbeit zwischen der Behin​dertenselbsthilfe untereinander und mit mir als Landesbehindertenbeauftragten kommt. Das heißt, nur dann, wenn wir gut kooperieren und an einem Strang ziehen, kann man zum einen Verschlechterungen verhindern und zum anderen hier und da sicherlich auch noch Verbesserungen durchsetzen. Wenn aber die Behindertenverbände und auch die betroffenen Menschen sagen, jetzt haben wir ja einen Beauftragten, soll der mal machen, so wird sich hier nicht viel bewegen lassen. Nur das Zusammenspiel von beiden Seiten kann gute Entwicklungen einleiten und fördern. So werde ich nach der Sommerpause die Behindertenverbände zu einem gemeinsamen Gespräch einladen, in dem wir die notwendigen Schwerpunkte diskutieren und uns überlegen können, wie wir die weitere Zusammenarbeit organisieren. Es wird sicherlich pro Jahr mehrere Treffen geben.“

Inzwischen ist es zu einer guten und engen Zusammenarbeit zwischen der LAGH Bremen und dem Behindertenbeauftragten im Rahmen offizieller Gremienarbeit und informellen Besprechungen gekommen.

8.2 Ressortübergreifende Arbeitsgruppe – Rechtsverordnungen zum
      LGG

Der Finanzsenator hat Vertreter der Interessen Sinnesbehinderter im Januar 2005 zu einer ersten Sitzung des ressortübergreifenden Ausschusses zur Umsetzung des Bremischen Gesetzes zur Gleichstellung Behinderter in das große Sitzungszimmer beim Senator für Justiz und Verfassung eingeladen. Bei den Beratungen waren auch Vertreter der LAGH Bremen dabei. Darüber berichteten wir im letzten Jahresbericht. 

Wichtige Teile des Bremischen Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Bremisches Behindertengleichstellungsgesetz – BremBGG) sind in Rechtsverordnungen umgesetzt worden, die im Oktober 2005 in Kraft getreten sind. Damit wird sicher gestellt, dass die Internetseiten der Behörden des Landes und der Städte Bremen und Bremerhaven barrierefrei zu gestalten sind, ebenso die Intranetseiten für die interne Verständigung innerhalb der Landes- und Kommu​nalbehörden. Die Behörden haben 18 Monate Zeit, um die Umstellung zu vollziehen. 

Geregelt ist auch, dass gehörlose und hörbehinderte Menschen bei der Wahrnehmung eigener Rechte im Verwaltungsverfahren Anspruch auf einen Gebärdendolmetscher, eine Gebärdendolmetscherin oder andere Kommunikationshilfen haben und die Kosten hierfür seitens der Behörde übernommen werden. 

Außerdem müssen die Behörden Bescheide, öffentlich-rechtliche Verträge und andere Dokumente in einer für blinde und sehbehinderte Menschen wahrnehmbaren Form gestalten, soweit dies zur Wahrung deren eigener Rechte im Verwaltungsverfahren notwendig ist. Dies kann zum Beispiel ein Ausdruck in Brailleschrift sein oder in besonders großer Schrifttype. 

Der Landesbehindertenbeauftragte, Dr. Joachim Steinbrück: „Mit den Rechtsverordnungen zum Behindertengleichstellungsgesetz werden Informations- und Kommunikationsbarrieren abgebaut. Dies ist ein wichtiger Schritt in Richtung auf die Verwirklichung einer gleichberechtigten Teilhabe behinderter Menschen am Leben in der Gesellschaft.“ 

8.3 Zusammenschluss verbandsklageberechtigter Verbände

Ende März 2006 hat sich in Bremen die Arbeitsgemeinschaft verbandsklageberechtigter Behindertenverbände gegründet.

Nach dem Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG) können Behindertenverbände, die nach diesem Gesetz anerkannt sind, gegen bestimmte Gesetzesverstöße eine Verbandsklage erheben. Dies ist beispielsweise bei einer Verletzung der Verpflichtung der öffentlichen Hand gegeben, Neu- und Umbauten barrierefrei zu gestalten. Außerdem räumt das Behindertengleichstellungsgesetz den anerkannten Verbänden Beteiligungsrechte bei den Rechtsverordnungen nach dem BremBGG sowie bei dem Bericht über die Lage von Menschen mit Behinderung ein, den der Senat einmal in jeder Wahlperiode zu erstatten hat. 

Mit der Gründung ihrer Arbeitsgemeinschaft wollen die Behindertenorganisationen die Umsetzung des Behindertengleichstellungsgesetzes fördern und ihre Arbeit besser koordinieren. Der Arbeitsgemeinschaft gehören der Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e. V., die Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte (LAGH), der Landesverband der Gehörlosen, der Landesverband Bremen des Sozialverbandes Deutschland, die Lebenshilfe Bremen sowie Selbstbestimmt Leben e. V. an.

In nächster Zeit wollen sich die Verbände mit der Frage beschäftigen, ob und in welcher Höhe sie einen finanziellen Fonds bilden, mit dem sie die Kosten eines eventuellen Verbandsklageverfahrens bestreiten könnten. 

Dieter Stegmann, stellvertretender Vorsitzender der LAGH erklärte: „In unserer neuen Arbeitsgemeinschaft wollen wir eng mit dem Landesbehindertenbeauftragten zusammenarbeiten. Wir haben sie gegründet, um unsere Position gegenüber Politik und Verwaltung zu stärken.“

Horst Frehe von Selbstbestimmt Leben e. V. ergänzte hierzu: „Mit unserer Arbeitsgemeinschaft wollen wir dafür sorgen, dass das Verbandsklagerecht kein zahnloser Tiger bleibt. Die staatlichen Stellen sollen wissen, dass wir notfalls auch in der Lage sind, unsere Rechte per Klage durchzusetzen.“ 

Bremens Behindertenbeauftragter, Dr. Joachim Steinbrück, begrüßte die Gründung der Arbeitsgemeinschaft ausdrücklich: „Dies vereinfacht für Politik und Verwaltung die vorgeschriebene Beteiligung der anerkannten Verbände; jetzt müssen nicht mehr sechs Vereine gesondert unterrichtet werden. Außerdem stärkt die Arbeitsgemeinschaft auch meine Position, habe ich doch starke Partner an meiner Seite.“










� In Absprache mit dem SAFGJS wurde dieses Kriterium dann als erfüllt angesehen, wenn entweder a) der betreffende Ort allgemein eine besondere Bedeutung für das öffentliche Leben in Bremen hat (wie z.B. zentrale Plätze) oder aber b) der Ort wegen seiner Lage oder Funktion besondere Bedeutung vor allem für behinderte Menschen hat (z.B. eine Haltestelle in der Nähe einer Behinderteneinrichtung).


� Eine Gesamtliste aller in der Umfrage genannten Barrieren wird als Materialband gesondert zur Verfügung gestellt.





- 12 -



_1114246248.doc



